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Nach und nach haben 
Frauen mehr  Rechte 
erhalten. Welche  
polit-ökonomischen 
Mechanismen waren 
dabei am Werk?  

Die Ökonomie der Frauenrechte

Illustration Peter von tresckow

C hinesischen Wissenschaftlern 
gelingt es, Mondgestein mithilfe 
von Bakterien in fruchtbaren 

Boden zu verwandeln. Japan bringt sei-
ne erste erfolgreiche Landung einer 
sonde auf dem erdtrabanten zustande. 
Und allen Widrigkeiten zum trotz trei-
ben mehrere Us-Firmen, wie etwa 
spaceX des Milliardärs elon Musk, die 
kommerzielle Raumfahrt voran. Das 
sind nur drei schlagzeilen aus den ver-
gangenen Wochen. sie zeigen: Ange-
sichts von Klimakatastrophe, Ressour-
cenknappheit und einer erdbevölkerung 
von acht Milliarden greift die Mensch-
heit nach Jahrzehnten der stagnation 
wieder nach den sternen. Aber der 
Weltraum und eine Kolonisierung des 
Mondes oder gar des Mars sind längst 
kein Duell „UsA versus UdssR“ mehr. 
Neue Konkurrenten, allen voran china, 
sind auf die geopolitische Bühne getre-
ten. Über die Verschiebung völkerrecht-
licher und wirtschaftlicher Ansprüche in 
der neuen Ära der Astropolitik und über  
die daraus resultierenden Konflikte 
schreibt der britische Journalist tim 
Marshall in seinem 2023 erschienenen 
Buch „Die Geografie der Zukunft“. 

Das jüngste Werk des langjährigen 
Auslandskorrespondenten der BBc und 
von sky News trägt den Untertitel „Wie 
der Kampf um die Vorherrschaft im 
Weltraum unsere Welt verändern wird“. 
Mit dem Konzept, Weltpolitik anhand 
von Karten, geographischen und klima-
tischen Besonderheiten eines Landes zu 
erklären, landete Marshall 2015 einen 
Bestseller. Dank „Die Macht der Geo-
graphie“ wissen seitdem Millionen von 
Lesern auf der ganzen Welt, warum eine 
Bodeninvasion in Iran sinnlos ist oder 
warum die seefahrernation england seit 
1945 an Bedeutung verloren hat.

Wenn man dieses erzählerische Den-
ken nun von der erde auf die Atmosphä-
re, Umlaufbahnen und den Weltraum 
überträgt, bietet sich einem so hochbe-
gabten und gewitzten schreiber wie 
Marshall der ideale Rahmen für den 
nächsten sachbuch-erfolg. Doch „Die 
Geografie der Zukunft“ hat immense 
Anlaufschwierigkeiten. erst als sich der 
Autor wieder auf seine bewährten stär-
ken besinnt, wird das Buch zum erhoff-
ten Gewinn. Bevor Marshall die span-
nung zwischen den drei heute führen-
den Raumfahrtnationen und den bloßen 
„Mitreisenden“ aufbaut, muss man sich 
auf gut einem Viertel der 300 seiten 
durch einen historischen Abriss von der 
steinzeit an bemühen. Das ist einerseits 
notwendig, andererseits haben die Us-
Autoren carl sagan oder später Neil 
 deGrasse tyson (auf die sich Marshall 
mehrfach bezieht) mit dem tV-Format 
„cosmos“ beeindruckend gezeigt, wie 
man komplexe Astrophysik unterhaltsa-
mer für ein Massenpublikum in szene 
setzt. erst mit dem Kapitel „Outlaws“, in 
dem es um die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen und den von nun an immer 
wieder auftauchenden Weltraumvertrag 
der NAsA namens „Artemis Accords“ 
geht,  zündet das Buch den ersehnten 

Nachbrenner. Mit klarer struktur und 
vielen Details stellt Marshall –  ganz be-
wusst in dieser Reihenfolge –  zunächst 
china vor. erst dann folgen die amerika-
nische und die russische Raumfahrtge-
schichte. Am ende der Kapitel weiß der 
Leser, warum die UsA das erst 1992 ge-
startete bemannte Raumfahrtprogramm 
der chinesen heute als größte Bedro-
hung ihrer eigenen Ambitionen empfin-
den, warum die Kürzung  staatlicher For-
schungsbudgets in den UsA der Ge-
burtshelfer für die private Raumfahrt 
war und warum sich Russland, trotz sei-
nes immensen militärischen Drohnen-
potentials, mit der Rolle des Dienstleis-
ters abfinden muss. Knapp, aber ihrer 
Bedeutung entsprechend, würdigt Mar-
shall dagegen andere staaten oder Ver-
bündete wie die europäische Weltraum-
organisation (esA).

Im letzten Drittel seines Buchs greift 
Marshall kurz zu einem Kunstgriff. Um 
die hohe Wahrscheinlichkeit künftiger 
territorialkonflikte und Kriege zu ver-
deutlichen, wechselt er ins fiktive thril-
ler-Genre. Angesichts der geopoliti-
schen spannungen um taiwan und des 
russischen Angriffskrieges gegen die 
Ukraine haben beide von ihm beschrie-
benen szenarien jedoch hochaktuelle 
Bezüge. In der ersten Fiktion schildert er 
eine teilinvasion taiwans durch die chi-
nesische Armee im Jahr 2030, die nur 
durch sabotage und Kampfhandlungen 
zwischen chinesischen und amerikani-
schen satelliten möglich wird. Im ande-
ren, ebenfalls in der nahen Zukunft an-
gesiedelten Fall geht es um den kom-
merziellen Abbau von Bodenschätzen 
auf dem Mond. Russland will sich ge-
waltsam Zugang zur station eines Us-
Unternehmens verschaffen, die Ameri-
kaner schlagen militärisch auf der erde 
zurück. Wie zuletzt in der Kubakrise 
1962 steht die Welt am Rande eines 
Atomkrieges. Nur ein eingreifen chinas 
verhindert die eskalation.

Was nach science-Fiction klingt, bet-
tet Marshall geschickt in den Wettlauf 
der Weltraumnationen ein, in dem 
Amerikaner und Russen schon heute 
mit Lasern und Hyperschallwaffen sa-
telliten in der erdumlaufbahn abschie-
ßen könnten oder sich china durch  
langfristige Handels- und Infrastruk-
turverträge  weitere startkapazitäten 
für seine Raketen in Äquatornähe si-
chert. Am ende vermittelt „Die Geo-
grafie der Zukunft“ dem Leser doch ge-
nügend astropolitisches Grundwissen 
und ökonomische Hintergründe, um 
aktuelle ereignisse selbst einordnen zu 
können. Marshall selbst blickt pessimis-
tisch in die Zukunft. Dass sich die Men-
schen im Weltraum auf Gemeinsamkei-
ten besinnen und die dortigen Ressour-
cen in Zukunft gerecht verteilen 
werden, hält er für „leider ziemlich un-
wahrscheinlich“. MARcUs JUNG

Tim Marshall: „Die Geografie der Zukunft.  
Wie der Kampf um Vorherrschaft unsere Welt 
verändern wird.“ dtv, München 2023. 
312 Seiten, 26 Euro.
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Unsere Zukunft liegt im Weltall
tim Marshall schreibt über astropolitische Konflikte  

I n den meisten Ländern der Welt, da-
runter auch Deutschland, besaßen 
Frauen bis vor 200 Jahren kaum 
Rechte. sie durften weder wählen 

noch Verträge unterzeichnen oder über 
Vermögen verfügen. Die Bestimmung 
über das schicksal ihrer Kinder und das 
Recht auf scheidung waren ihnen eben-
falls versagt. stattdessen standen Frauen 
unter der Kontrolle von Männern, nämlich 
ihren Vätern in der Kindheit und ihren 
ehemännern im erwachsenenalter. 

Über die letzten zwei Jahrhunderte hin-
weg haben Frauen hingegen in verschiede-
nen Lebensbereichen nach und nach an 
Rechten gewonnen. Die Ausweitung von 
Frauenrechten entwickelte sich parallel zu 
wirtschaftlichen transformationen wie 

der Industrialisierung, der Ausweitung des 
Dienstleistungssektors und einer wach-
senden ökonomischen Rolle der Bildung. 
Dieser Zusammenhang legt die Möglich-
keit nahe, dass wirtschaftliche Faktoren 
die entwicklung der Frauenrechte beein-
flusst haben. 

Im Jahr 1979 verabschiedete die UN-
Generalversammlung das „Übereinkom-
men zur Beseitigung jeder Form von Dis-
kriminierung der Frau“ mit dem Ziel, welt-
weit und in allen Lebensbereichen die 
Diskriminierung von Frauen zu bekämp-
fen. Deutschland unterzeichnete diese 
Frauenrechtskonvention am 17. Juli 1980. 
trotz der internationalen Bemühungen 
und der Ratifizierung durch 186 Länder ist 
die Vision der rechtlichen Gleichstellung 
von Frau und Mann bis heute nicht voll-
ständig verwirklicht worden. 

selbst im Jahr 2000 konnten Frauen in 
einem Viertel aller Länder nicht eigen-
ständig einen Pass erwerben. In 30 Prozent 
der Länder war es Frauen im Gegensatz zu 
Männern nicht erlaubt, Nachtschichten zu 
arbeiten. In mehr als 50 Prozent der Län-
der wurden Frauen per Gesetz nur be-
grenzt gegen sexuelle Belästigung und 
häusliche Gewalt geschützt. In einigen we-
nigen Ländern durften Frauen noch im-
mer nicht wählen.  Der Fortschritt der letz-
ten 50 Jahre wird durch die Weltkarte der 
Frauenrechte im Jahr 1971 und 2017 ver-
deutlicht. Je dunkler die Farbe, desto egali-
tärer sind die jeweiligen Rechtssysteme. 

Vier ökonomische Ansätze

Maßgeblich  bleibt für die Ausweitung der 
Frauenrechte, ob politisch einflussreiche 
Gruppen der Bevölkerung von Frauen-
rechten profitieren. Um die Ausweitung 
der Frauenrechte zu verstehen, muss man 
daher analysieren, welche Anreize Frauen 
und Männern haben, eine Ausweitung von 
Frauenrechten zu unterstützen. Auf den 
ersten Blick möchte man denken, dass die 
Fronten bei Frauenrechten klar verteilt 
sind: Frauen sind dafür –  und zumindest 
viele Männer dagegen. Der ökonomische 
Ansatz zeigt hingegen, dass es auch ande-
re Muster geben kann. Vier sich gegensei-
tig ergänzende theorien helfen uns, öko-
nomische Anreize und das daraus resultie-
rende politische Verhalten der 
Bevölkerung systematisch zu betrachten.

■ Die Verhandlungsposition der Frau
Frauenrechte beeinflussen die Aufteilung 
von Macht und Ressourcen innerhalb von 
Familien und ehen. Wenn Frauen über ge-
ringe oder keine Rechte verfügen, haben 
sie nur begrenzten einfluss darauf, wofür 
das Familieneinkommen verwendet wird. 
sie befinden sich in einer schwachen Ver-
handlungsposition, da es nur wenige Mög-
lichkeiten für ein eigenständiges einkom-
men, Leben oder eine berufliche Karriere 
außerhalb von familiären strukturen gibt. 

Wenn also ausschließlich die Verteilung 
des Familieneinkommens zwischen Frau 
und Mann berücksichtigt wird, sollten in 
der tat alle Frauen für die Ausweitung von 
Frauenrechten stimmen –  und alle Männer 
strikt dagegen. Angesichts der tatsache, 
dass Reformen begannen, bevor Frauen 
das Wahlrecht hatten, kann dieser Aspekt 
allein die einführung der Frauenrechte al-
so nicht erklären.

■ Das Familieneinkommen
Rechte für Frauen im Arbeitsmarkt führen 
typischerweise zu einer steigenden er-
werbsbeteiligung von Frauen. Dadurch 
steigt auch das Familieneinkommen, wo-
von sowohl Männer als auch Frauen in ge-
meinsamen Haushalten profitieren. Hier 
ergibt sich also eine geschlechterübergrei-
fende Koalition für Frauenrechte. Die Ko-
alition auf der Gegenseite ist ebenfalls ge-

mischt: Ledige oder alleinverdienende 
Männer können durch die Konkurrenz von 
arbeitenden Frauen an einkommen verlie-
ren, was sowohl sie als auch ihre ehefrau-
en potentiell zu Gegnern von Reformen 
am Arbeitsmarkt macht. 

■ Elterliche Fürsorge 
Die theorie der elterlichen Fürsorge pos-
tuliert, dass Frauenrechte einen positiven 
einfluss auf das Wohl der Kinder haben. 
Da sowohl Mütter als auch Väter das 
Wohl ihres Kindes im Blick haben, kann 
es auch aus sicht der Väter vorteilhaft 
sein, wenn Mütter mehr Rechte erhalten 
und dadurch das Kindeswohl gesteigert 
wird. ein Beispiel dafür wäre, dass ein hö-
herer Anteil des Familieneinkommens in 
die Förderung von Kindern investiert 
wird. Dies führt zu einer elterlichen Ko-
alition, bestehend aus Müttern und Vä-
tern, die Frauenrechte unterstützt –  insbe-
sondere in Gesellschaften, in denen 
Human kapital und daher die Kindererzie-
hung im Vordergrund stehen.

■ Präferenzen für öffentliche Politik
schließlich kann die politische einbezie-
hung von Frauen beeinflussen, welche 
Politik umgesetzt wird, und somit bei-
spielsweise das Ausmaß der Umverteilung 
durch steuern und transferleistungen 
oder die Bereitstellung öffentlicher Güter 
erhöhen. Menschen, deren politische Prä-

ferenzen mit denen von Frauen überein-
stimmen, stimmen daher eher für die er-
weiterung von Frauenrechten –  unabhän-
gig vom eigenen Geschlecht, der familiä-
ren situation oder davon, ob Kinder im 
Haushalt leben. 

Die Datenanalyse 

Die Frage, ob eine Mehrheit in der Bevöl-
kerung für die Ausweitung von Frauen-
rechten stimmt, hängt davon ab, welcher 
dieser vier Mechanismen überwiegt. Die 
Antwort kann daher durch die empirische 
Analyse von Daten gefunden werden. Die 
wirtschaftliche entwicklung eines Landes 
beeinflusst die relative stärke der verschie-
denen Mechanismen und kann somit zu 
Veränderungen der Mehrheitspositionen 
für oder gegen Frauenrechte führen. Wenn 
beispielsweise eine Volkswirtschaft noch 
nicht weit entwickelt ist und hauptsächlich 
auf landwirtschaftlicher Produktion ba-
siert, überwiegt die schwache Verhand-
lungsposition von Frauen. In der Regel 
gibt es wenige bezahlte Arbeitsmöglich-
keiten, wodurch Frauen nicht zum Fami-
lieneinkommen beitragen können. sie 
werden zusammen mit Kindern als unbe-
zahlte Helfer auf dem Hof benötigt. Hu-
mankapital spielt in dieser Produktions-
form eine untergeordnete Rolle. Diese 
wirtschaftlichen Bedingungen verhindern 
die Ausweitung von Frauenrechten. 

In der tat wurden die ersten Frauen-
rechte in den UsA erst eingeführt, als die 
Volkswirtschaft von einer Agrarwirtschaft 
zu einer modernen Volkswirtschaft über-
ging. Durch die neuen Arbeitsmöglichkei-
ten nahm die Bedeutung von Bildung zu, 
was das Motiv der elterlichen Fürsorge 
stärkte, da die Ausbildung von Kindern 
nun einen höheren stellenwert hatte. Im 
Laufe der Zeit bildete sich eine Mehrheit 
in der Bevölkerung, die vor 1900 für die 
einführung der ersten Frauenrechte 
stimmte, obwohl Frauen zu dieser Zeit 
selbst noch kein Wahlrecht hatten.

es überrascht daher nicht, dass die Aus-
dehnung von Frauenrechten  eng mit dem 
Bruttoinlandsprodukt verknüpft ist. Die 
Daten zeigen auch, dass eine höhere er-
werbsbeteiligung von Frauen mit einer Zu-
nahme von Frauenrechten einhergeht, da 
berufstätige Frauen das Familieneinkom-
men steigern. Gleichzeitig lässt sich empi-
risch belegen, dass ein Rückgang der Ferti-
litätsrate eng mit der Ausdehnung von 
Frauenrechten verbunden ist. Wenn die 
Bedeutung des Humankapitals zunimmt, 
entscheiden sich Familien eher dazu, we-
niger Kinder zu haben, jedoch mehr in die 
Bildung jedes einzelnen Kindes zu inves-
tieren. Das Motiv der elterlichen Fürsorge 
gewinnt an stärke. 

Betrachtet man alle Länder weltweit 
über die letzten 50 Jahre hinweg, gibt es 
klare Hinweise darauf, dass veränderte 
ökonomische Anreize eng mit der entste-
hung von Frauenrechten verbunden sind. 
Natürlich spielen auch andere Faktoren 
eine Rolle. Zum Beispiel können vorherr-
schende Religionen und traditionen in ei-
nigen teilen der Welt den einfluss des 
ökonomischen Wachstums auf Frauen-
rechte mindern. so hat beispielsweise der 
Vatikanstaat das „Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau“ als einziges europäisches 
Land nicht ratifiziert.

Die Kluft zwischen den ehrgeizigen 
Zielen der UN-Frauenrechtskonvention 
von 1979 und dem  status quo bleibt er-
heblich. In vielen Ländern, insbesondere 
in entwicklungsländern, besteht nach 
wie vor keine Gleichheit zwischen Frau-
en und Männern vor dem Gesetz. Die 
Analyse legt nahe, dass politischer Akti-
vismus allein möglicherweise nicht aus-
reicht, um diese Kluft zu überbrücken. 
Frauenrechte werden erweitert, wenn 
eine Mehrheitskoalition von entschlosse-
nen Wählern davon profitiert. schlechte 
wirtschaftliche Verhältnisse können die 
Anreize zur einführung von Frauenrech-
ten mindern. Volkswirtschaftliches 
Wachstum bildet daher eine entscheiden-
de Grundlage, um die Gleichstellung von 
Frauen und Männern vor dem Gesetz zu 
erreichen. erst wenn die volkswirtschaft-
liche entwicklung weit genug fortge-
schritten ist, werden die gesellschaftli-
chen Kosten zu hoch, um Frauen diesel-
ben Rechte wie Männern weiter zu 
verweigern.

Michèle Tertilt ist Professorin für Makro- 
und Entwicklungs ökonomie an der Uni 
Mannheim, Matthias Doepke ist Professor 
für Wirtschaftswissenschaften an der London 
School of Economics, Anne Hannusch ist 
 Juniorprofessorin VWL in Mannheim, 
Laura Montenbruck ist  Doktorandin.

Anteil an Frauenrechten,
die im Gesetzestext eines
Landes festgehalten 
sind.1)

1) Grundlage: 27 Gesetze, die die wirtschaftliche
Unabhängigkeit, politische Rechte,
Arbeitsmarktrechte und Gesetze gegen
köperliche Gewalt und Missbrauch
von Frauen regeln.

 Quelle: Tertilt, Doepke, Hannusch und Montenbruck: NBER Working Paper 30617/Mapcreator.io/OSM.org/F.A.Z.-Grafik Gonzalez
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Wie Frauenrechte ausgeweitet wurden

Von Michèle Tertilt, 
Matthias Doepke, 
Anne Hannusch und 
Laura Montenbruck

A uf den ersten Blick gibt es bei 
den Unternehmensteuern 
nicht viel zu tun. Aktiengesell-

schaften und andere Kapitalgesell-
schaften haben in Deutschland im Jahr 
2022 nach Berechnungen der OecD 
durchschnittlich einen steuersatz von 
26,4 Prozent gezahlt. Das ist sogar et-
was weniger als die 28,3 Prozent im 
Jahr 2017, als die statistik 
zum ersten Mal erstellt wur-
de. Dennoch ist die in Gang 
gekommene Diskussion über 
niedrigere Unternehmen-
steuern mehr als angebracht.

erstens haben wichtige 
Länder ihre Unternehmen-
steuern anders als Deutsch-
land deutlich gesenkt, wo-
durch Deutschland im Wett-
bewerb um international 
mobiles Kapital zurückgefal-
len ist. so hat die steuerreform 
trumps den durchschnittlichen 
steuersatz für amerikanische Kapital-
gesellschaften von 35,2 Prozent im 
Jahr 2017 auf 22,4 Prozent gesenkt, die 
Us-Unternehmensteuern sind damit 
deutlich niedriger als in Deutschland. 
Noch ausgeprägter war die steuersen-
kung in Frankreich, wo die steuerlast 
von 41 Prozent auf 23,7 Prozent zu-
rückging. Auch in Belgien ist sie deut-
lich gefallen und liegt unter der in 
Deutschland. Nicht zuletzt deshalb 
landet Deutschland in der Rangliste 
des Verbands der Familienunterneh-
men bei den Unternehmensteuern auf 
dem vorletzten Platz.

Zweitens muss beachtet werden, 
dass Unternehmensteuern ein Preis 
dafür sind, in einem bestimmten Land 
tätig sein zu dürfen. Bietet ein Land 
den Unternehmen sehr gute Verkehrs-
wege, hoch qualifizierte schulabgän-
ger, niedrige energiekosten, schnell 

arbeitende Behörden etc., dann sind 
Unternehmen auch bereit, höhere 
steuern zu zahlen als in anderen Län-
dern. Unternehmensteuern kann man 
als Preis für die gebotenen Rahmen-
bedingungen interpretieren. Aber bei 
der standortqualität fällt Deutschland 
durch den Reformstau seit Jahren zu-
rück. Unsere Auswertung von Daten 

der Weltbank zeigt, dass 
sich Deutschland vor fünf-
zehn Jahren verglichen mit 
anderen eU-staaten noch 
im oberen Drittel befand, 
während es sich mittlerwei-
le im Mittelfeld bewegt. In 
der Rangliste des Verbands 
der Familienunternehmen 
ist Deutschland noch weiter 
abgefallen.

eine unterdurchschnittli-
che standortqualität und 

überdurchschnittlich hohe steuern pas-
sen nicht zusammen. Um dieses Miss-
verhältnis zu beseitigen, sollte die Bun-
desregierung an beiden stellschrauben 
ansetzen. Die deutschen Unternehmen 
brauchen sowohl eine bessere Infra-
struktur als auch niedrigere steuern. 
staatseinnahmen dagegen nur für eine 
bessere Infrastruktur und nicht für 
steuersenkungen zu verwenden, ist 
nicht optimal, weil nicht zuletzt auf-
grund der langwierigen Genehmi-
gungsverfahren viel Zeit vergeht, bis 
die Unternehmen von einer verbesser-
ten Infrastruktur profitieren. steuer-
senkungen verbessern dagegen direkt 
die Wettbewerbsposition Deutsch-
lands. Unternehmen bekommen rasch 
ein positives signal und können besser 
die Zeit überbrücken, bis sich die sons-
tigen Rahmenbedingungen hoffentlich 
verbessert haben. 
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Warum Unternehmensteuern senken?
Von Jörg Krämer
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